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Euer Excollenz! 



Die Bereitwilligkeit, mit welcher die hohe Staatsverwaltung die Gründung 
eines ganz Oesterreich umfassenden Vereins genehmigte, der sich «lie Wah- 
rung der industriellen Interessen in ihren allgemeinen volkswirtschaftlichen 
Beziehungen zur Aufgabe stellte, ist ein Beleg dafür, dass diese Interessen 
auch in den Augen der Regierung als einer Wahrung werth und bedürftig 
gefunden wurden. 

Ks bedarf daher wohl keiner Rechtfertigung, wenn der Verein der 
österreichischen Industriellen sich sofort nach seiner vor wenigen Tagen statt- 
gehabten (,'onstituirung mit einem Ereignis* beschäftigte, das die öffentliche 
Meinung Mittel-Europa** in seltener aber erklärlicher Weise aufregt — erklär- 
lich , weil davon die politischen und materiellen Interessen aller Staaten 
Mittel-Europas in der einschneidendsten Weise berührt werden. 

Der vor kurzem abgeschlossene preussisch - französische Handels- 
vertrag wurde in der ersten constituirenden General- Versammlung des Vereins 
österreichischer Industrieller Gegenstand einer eingehenden Erörterung und 
der in aller Ergebenheit gefertigte Central - Ausschuss des Vereins erhielt 
durch Vereiosbeschluss den Auftrag: 

„einer hohen k. k. Regierung die nachthciligen Wirkungen vorzu- 
stellen, welche das luslebentreten des genannten Vertrags auf die Indu- 
strie und »lie gesaramte Volkswirtschaft in Oesterreich ausüben müsse." 
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Nicht zweifelnd, das« eine wahrhafte und begründete Darstellung dieser 
Wirkungen einer Regierung, welche sich Befriedigung aller berechtigten 
Wünsche des österreichischen Volkes zum Ziele gemacht hat, nur willkommen 

sein kann , gereicht es uns zum Vergnügeu , hieinit diesem Beschlüsse 

des Vereins nachzukommen. 

Der Indien Staatsverwaltung ist gewiss nicht entgangen, dass der in 
Frage stehende Handelsvertrag in seinem ersten Theile Tarifmodificationen 
der wichtigsten Art enthält, j Prcussen bewilligt an Frankreich im Wesent- 
lichen nicht nur alle Züllermässigiingen. die es seiner Zeit beim Vertrage des 
Zollvereins mit Oesterreich diesem deutschen Bundesstaate gewahrte, es ging 
Frankreich gegenüber in diesen Ermässigungen noch weiter, und bewilligte 
demselben Zwischenzollsfttzc, welche die Natur des ganzen Zollvereinstarifs 
ändern, bewilligt Zollsätze, welche nicht mehr auf den Namen Schutzzölle 
Anspruch machen können, sondern reine Finanzzöllc sind, da sie die Einfuhr 
fremdländischer Erzeugnisse nicht mehr hindern. 

Es ist diess bei einer Reihe solcher Einfuhrsartikel der Fall, mit denen 
Frankreich jetzt schon trotz der hüheru allgemeinen Eingaugsabgaben die 
Märkte des Zollvereins beschickt. 

Wir erinnern an Lcderwaaren, in denen, besonders was die hochfeinen 
Erzeugnisse der Pariser Galanteriearbeiten betrifft, Frankreich bei einem Zolle 
von Rthlr. 22 auf deutschen .Märkten coneurrirte und jetzt bei einem Zwischen- 
zolle von Rthlr. 10 gewiss diese Märkte beherrschen wird. Wir erinnern weiter 
an den für Frankreich grosse Bedeutung habenden Artikel Handschuhe, bei 
welchem der Eingaugszoll im Zollvereine von Ilthlr. 22 auf Rthlr. 13 >/j herab- 
gesetzt wurde; ein Zollsatz, der nicht einmal mehr den Namen Finanzzoll 
verdient, da er nicht 2 Procent des Werthes dieses Erzeugnisses beträgt. 

Empfindlich und weit das Maass der an Oesterreich gemachten Zuge- 
ständnisse überschreitend, sind die Zollherabsetzungen für gewebte und ge- 
wirkte Waaren. 

So zahlen Baumwollwaareu statt wie jetzt Rthlr. 50 in 3 Abstufungen 
vom Jahre 1866 ab Rthlr. 10. 16 und 30; Sehafwollwaaren statt Rthlr. 50 nur 
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20 und 25 ltthlr.; ungemischt«; Seidcnwaaren statt Ittlilr. 1 10 nur Hthlr. 40 
und gemischte statt Kthlr. 55 nur 30 Rthlr. 

Man müsste die hohe Entwicklung der betreffenden französischen In - 
dustrien aus den Augen verlieren, man müsste ausser Acht lassen, dass sie, 
als die Mode beherrschend, vorzugsweise in Bcklcidungsstoffen tonangebend 
sind, um die Wirkungen zu unterschätzen, welche das Inslebentretcu solcher 
Tarifsatze auf die betreffenden deutschen Industrien zu üben berechnet sind. 

Ist es nun an und für sich auffallend, dass Preussen an Frankreich 
Concessionen von solcher eingreifender Wirkung auf das Gedeihen deutscher 
Industrie machen konnte, ist es auffallend, dass Preussen an Frankreich ausser 
anderen weitgehenderen Concessionen jene Herabsetzung des EiiigangSxoüs 
für Weiue von 6 auf 4 Rthlr. gewährte, um welche österreichische Unter- 
händler vergebens sollicitirten. so ist es noch auffallender, dass alle diese Con- 
cessionen ohne thatsächliche Gcgcnconccssioncn von irgend einigem Werth 
gewährt wurden. 

Während beispielweise rohes Baumwollgarn im Zollverein bei der 
Hinfuhr aus Frankreich 2 Hthlr. zahlt, stuft sich französischerseits der Zoll 
von 5 Fr. bis 150 Fr. für den Zollcentner. — Leinengarn, das im Zollverein 
aus Frankreich eingeführt, als Handgespiunst 5 Sgr. , als Maschinengarn 
Hthlr. 2 pr. Zollcentner abgibt, muss in Frankreich pr. 50 Kilogramm 7 Vi bis 
50 Fr. zahlen. 

Aehnlich geht es bei Geweben. — Leinwand aus Frankreich in den 
Zollverein eingeführt zahlt roh 4 Hthlr.. gebleicht von 1866 ab 12 Hthlr.. 
während bei Hinfuhr aus dem Zollverein nach Frankreich der Zoll auf rohe 
Leinwand von 14 Fr. je nach der Feinheit bis 200 Fr. pr. 50 Kilogramm 
steigt, für gebleichte aber gar sich auf 19 Fr. bis 2b*7 , / i Fr. erhöht. 

Eben solche Verhältnisse treten bei Wolleilgarn und Wollengewebe 
auf. Nur bei S^idewaareti, in denen bekanntlich die französische Industrie keine 
Concurreuz zu scheuen hat, sind gewöhnliche Gewebe. Crepp, Tull u. s. w. 
bei der Einfuhr in Frankreich theils schon jetzt, theils von 1866 ab frei, 
und nur Gewebe aus Florelseide sind mit 100 Fr., gemischte mit 150 Fr. 
der Zollcentner besteuert. 
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Raff. Glas, welches der Zollverein im Eingange aus Frankreich mit 
Uthlr. 4 und 6 besteuert, zahlt in Frankreich 10% des Werthes u. s. w. 

Und wo Frankreich seinen Tarif wirklich bedeutend modificirte , wie 
ausser der Gewährung der freien Einfuhr der Seidewaaren, durch Zugestand— 
niss zollfreier Einfuhr einer Reihe von Chemikalien, da haben die Conccs- 
sionen für die zollvereinsländische Industrie desshalb keinen oder nur wenig 
Werth, weil die gleichartigen französischen Industrien weit höher entwickelt 
sind und jetzt schon billiger produziren, als jene des Zollvereins, daher gar 
keines Schutzzolles bedürfen. 

Preusscn Ändert durch disen Vertrag, der Kraft der Bestimmungen 
früherer Vertrage mit England, Belgien und Sardinien auch die Zollherab- 
setzungen für diese geltend macht, den handelspolitischen Charakter des 
Zollvereins mit einem Schlage. Es setzt an die Stelle gemässigter Schutzzölle 
Finanzzölle. Frankreich dagegen hat für seinen Theil mit den von ihn gewährten 
Zollherabsetziiiigen eben nur das früher herrschende Gebiet der Prohibition 
verlassen und hat seiner Industrie für alle höhere Arbeitsleistungen repräsen- 
tirenden Artikel solche Ilochschutzzölle zu erhalten gcvvusst, die eine Ein- 
fuhr der betreffenden Imlustriecrzeugnissc aus dem Zollverein nach Frankreich 
theils erschweren, theils unmöglich machen. 

Wir begreifen, dass Frankreich alles aufbot , um die Zustimmung 
Preussens zu einem solchen Eöwenvertrage zu erhalten. Frankreich hatte 
durch (l»n Absehluss seines Handelsvertrages mit England seine an Hoch- 
schutz und Prohibition gewöhnten Industriellen tief verletzt. Grosse Mengen 
englischer Waaren,in Folge der amerikanischen Wirren ohne Absatz, strömten 
nach Frankreich und drückten den aus gleichem Grunde überfüllten fran- 
zösischen Markt. Seitens Frankreichs war daher die Eröffnung neuer Märkte 
ein Akt innerer Politik, eine Genugthuung für die geschädigten Industrien. 

Preusscn dagegen hatte offenbar andere Motive , einen Vertrag zu 
schliessen, der auf dem Gebiete der Handelspolitik so weit gehende Cou- 
ecssionen machte, ohne gleichwertige dafür zu erhalten. Nicht, als ob wir 
glaubten, dass es den preussischen Staatsmännern schwer geworden wäre, 
solche Concessionen zu gewähren] Preusscn war seiner geographischen Eage, 
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seiner vorwiegend agrikolcn Produktion und der Gesinnung der Majorität / 
seiner Bevölkerung nach, immer mehr auf eine frcihändlcrische Politik j 
hingewiesen. 

Das Gros seiner alten Provinzen, an einer lauggestreckten leicht 
zugänglichen Seeküste gelegen, von natürlichen und künstlichen Wasser- 
strassen durchschnitten und noch /um Ueberfluss mit Eisenbahnen bedeckt, : 
findet auf diesen Wegen leichten und lohnenden Absatz für die Produkte 
seines hoch entwickelten Ackerbaues. 

Und was es an Industrien treibt, ist, theils wie die Leinen- 
Erzeugung Schlesiens »nd Westphalens und die Eisenproduktion in den, 
Kheinlanden urwüchsig und von glücklichen Verhältnissen begünstigt, also 
so kräftig , dass diese Industrien auf dem eigenen Markte keine Conenr- 
renz zu fürchten haben, theils wird der weniger begünstigte Theil der 
Industrie, als die Minorität der Interessen bildend, nicht berücksichtigt 
und seinem Schicksal überlassen. 

Mit dem Abschluss des Zollvereins und mit Annahme des Schutz- 
zollprinzips in seinen Tarifen brachte Preusseu seiner Zeit, eigentlich 
seiner politischen Machtcutwicklung ein Opfer. Und es hat in den 30 
Jahren nicht an Versuchen gefehlt, nach und nach wieder in jeue für 
Alt- Preusseu naturwüchsige Freihandelspolitik einzulenken. Die Versuche 
scheiterten an dem Widerstande der süddeutschen Staaten, welche Indu- 
strien haben und haben müssen, wollen sie prosperiren. 

Mau kann also von Seiten Preussens den Abschluss des Handels- 
vertrages — von den anderen Hintergedanken desselben absehend — als 
einen Versuch betrachten, den Widerstand der süddeutschen Staaten 
gegen Reformen des Vereinsturifes in freihäudlcrischer Richtung im Wege 
eines internationalen Vertrags zu beseitigen. / 

L ud der Schlag, der damit gegen den Süden und Westen Deutsch- i 
lands geführt werden soll, ist ein wohlbereehneter. Was Bayern. Würtein- 
berg, Baden, die beiden Hessen ' und Nassau dem Zollvercinsgeiiossen 
Preusseu allein nimmer concedirt, werden sie es Preusscn im Bunde mit 
Krankreich zu versagen im Stande sein? 



Noch ist man der Antwort nicht gewiss. Fragen diese Staaten ihre 
materiellen Interessen, bekümmern sie sich dabei um den Wohlstand, ja 
um die Existctizfähigkeit ihrer Bürger, dann werden sie mit Nein antworten. 

Die genannten südlichen und westlichen deutschen Staaten sind mit 
dem rapiden Steigen ihrer Bevölkerung und mit den vermehrten An- 
sprüchen, welche ein höherer Culturgrad und Gewohnheit ans Leben 
machen lüsst, an den energischen Betrieb von Gewerben angewiesen. 
y^" Vor 50 Jahren noch waren es zwar wenige Städte dieser Länder, 
Vwelche durch industrielle Thätigkeit glänzten, n Seit dieser Zeit hat sich 
Dank der weisen Fürsorge einiger Regierungen der Gewerbefleiss über das 
flache Land ausgedehnt und ist bis in die Schluchten des Schwarzwaldes 
^^»edxungen^/lleut gehören Baden, Würtemberg. die Pfalz, Franken und 
( viele der kleinem deutschen Länder zu den entwickelteren deutschen Industrie- 
Gebieten. 

Für die Industrien dieser Länder ist der preussich - französische 
\ Handelsvertrag Vernichtung drohend.' Bei allein Fleisse, bei aller Intelligenz 
sind die betreffenden Industrien nicht auf jener Stufe der Vervollkommnung, 
die sie in Frankreich einnehmen. Frankreich dankt es dem Schutze, welchen 
seiue Industrie seit Colbert findet und welchen auch Napoleon I. ihr 
in der energischsten Weise zu Theil werden Hess, dass sie sich Jahrhunderte 
ungestört entwickeln konnte. Sie ist erstarkt und hat eiue gut geschulte 
Arbeiterbevölkerung hinter sich. 

In allen Luxus-Industrien, wo Form und Farbe, wo Geschmack und 
/Kunstsinn den Werth und die Absatzfähigkeit des Produktes bedingen, 
(beherrscht Frankreichs Industrie die Welt. Alle gleichartigen nicht französiehen 
Industrien hinken den tonangebenden französichen nach, kopiren und 
arbeiten nach französischen Mustern und arbeiten nur, weil sie Kraft des 
Schutzes, den ihnen die Zollgesetzgebung gewährt, billiger verkaufen können, 
als die gleichnamigen französischen Krzeugnisse einstehen. 

Wenn aber dieser Schutz fällt, werden sie noch arbeiten können? 
Wer wird Copien kaufen , wenn er Originalien gleich billig haben kann, 
wer wird die Mode aus zweiter Hand, veraltet, beziehen? 
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Befürchtungen iJieser Art sind es. welche die Industriell des Südens 
und Westens von Deutschland um ihre Existenz besorgt machen, und 
welche Aufregung unter die Bevölkerungen bringen. 

Die Vorliebe, mit der die süddeutschen Regierungen ihre Industrien 
pflegen, berechtigte daher wohl zu der Annahme, dass sie die Besorgnisse 
ihrer gewerblichen Bevölkerung theilen und denselben durch Ablehnung 
eines Vertrages Rechnung tragen, dessen Bcrathung sie fern gestanden und 
der die Verletzung ihrer Interessen und Anschauungen die Negation 
der Bedingungen des Gedeihens ihrer Gewerbethätigkeit so offen an 
der Stime trägt. 

Aber es ist nicht Preussen allein , es ist Frankreich, dem die 
Ratification verweigert werden niuss, dasselbe mächtige Frankreich, das 
des Vertrages zur Befriedigung seiner gewerbetreibenden Bevölkerung, 
der in Frankreich so cinflnssreichen Arbeiterklassen, dringend bedarf! 

Bedenken so gewichtiger politischer Natur lassen furchten, dass die 
Antwort auf die Frage der Ratification nicht allein vom Standpunkt der 
industriellen Interessen, ja dass siegigen diese entschieden wird, wenn nicht 
ein Staat, der in dieser Frage ein Recht hat mitzureden, sein gewichtiges 
Wort für ilie Verweigerung der Ratification in die Wn^schale wirft. 

Oesterreich ist dieser Staat. Oesterreich hat durch die Bundesakte 
Und durch die Zollvcrtrii^e mit den Zollvereinsstaaten ein Recht, in 
die handelspolitische Entwicklung Deutschlands miteinzugreifen und wenn 
Oesterreich schon das I. in. -mal den grossen Fehler begangen, sich seines 
natürlichen und vertra^smüssigen Kinflusses auf die handelspolitisch!' Gestal- 
tung Deutschlands dadurch zu be^vben. dass es die Bildung eines deutschen 
Zollvereins zulies*, an dem es nicht theilnahm. so hat sich dieser Fehler 
zu bitter gerächt, als dass wir nicht hoffen sollten, die erleuchtete Staats- 
verwaltung, deren wir uns gegenwärtig erfreuen und die schon so viel für 
die politische und materielle Entwicklung und Machtstellung Oesterreichs 
getlian hat. werde mit offenem Blick auch in Deutschland das gute Recht 
Oesterreichs und seines Volkes Vortheil energisch wahren. 
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Sie ist dazu aufgefordert durch Oesterreichs politische Machtstellung, 
sie ist dazu gedrängt durch seine materiellen Interessen, welche derpreussisch- 
französische Handelsvertrag kaum minder bedroht, als die vorerwähnten 
deutschen. Die hohe Staatsverwaltung hat aber wiederholte Beweise der 
Werthschätzung gegeben, welche sie dem Aufschwünge der materiellen 
Interessen Oesterreichs angedeihen lässt, sie hat sich von der Ueberzeugung 
durchdringen lassen, das« eine geordnete Staatswirthschaft ohne Volks- 
wohlstand undenkbar ist und dass die Machtentfaltung eines Staates von 
seiner Steuerkraft, diese aber wieder von dem Umfange und der Verwerth- 
barkeit seiner Produktion bedingt ist , wir dürfen daher nicht fürchten, 
dass unsere Worte ungehßrt verhallen, wenn wir an unsere eigentliche 
Aufgabe gehen, und die nachthciligen Wirkungen darstellen, welche der 
preussisch - franzosische Vertrag auf das Gedeihen der österreichischen 
Industrie und mittelbar auf das der gesammten Produktion üben muss. 

Wir haben oben die Gründe skizzirt, von denen wir glauben, dass 
sie die handelspolitische Richtung, welche Preussen durch Abschluss seines 
Vertrages mit Frankreich eingeschlagen hat, erklaren. Es sei uns gestattet, 
auch jener Gründe Erwähnung zu thun, von welchen wir meinen, dass sie 
Oesterreich zum Beibehalten der entgegengesetzten Richtung zwingen. 

.- - '"^ Oesterreich mag wie Preussen ein vorzugsweise ackerbautreibender 
Staat sein , obwohl eine vom Gewerbebetrieb lebende Bevölkerung von 
9 Millionen Seelen und der Umstand, dass Oesterreich weit mehr Industrie- 
Erzeugnisse exportirt als es importirt , für eine entgegengesetzte Ansicht 
sprechen. 

Aber selbst wenn in Oesterreich die Agrikultur der hervorragendste 
Faktor der Volkswirtschaft wäre, so enthübe das noch nicht der Pflicht, 
dem Gedeihen der Industrie die ganze Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Wenn iu Preussen sich der Ackerbau deshalb nicht um das Gedeihen 
der Industrie zu kümmern braucht, weil er in fremden Ländern regelmässige 
und gut zahlende Abnehmer des Ueberschusses an landwirtschaftlichen 
Produkten findet, so ist in Oesterreich gerade das Gegeutheil der Fall. 
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Seine vorzugsweise Ackerbau treibenden Provinzen Ungarn, Galizien 
und das Banat entbehren einer nahen Seeküste, welche den Absatz in 
getreideeinführende Länder durch Schiffahrt zu bewerkstelligen gestattet. 
Zu den vorhandenen Seehäfen gibt es entweder wie nach Triest, Fiume 
u. s. w. keine Wasserwege oder diese führen , wie die Donau und die 
Weichsel durch Vorlande, die Ackerbau unter noch günstigeren Ver- 
hältnissen treiben und eine Mitbewerbung österreichischer ßodenprodukt« 
auf dein Weltmarkte nur ausnahmsweise zulassen. Zudem sind die Seefrachten 
aus dem schwarzen und adriatischen Meere nach den Consumtionsländern 
ungleich höher, wie aus Prcussen, jene nach Italien und Süd-Frankreich 
vielleicht ausgenommen. 

Die Erfahrungen der letztv ergangenen Jahrzehemle beweisen , dass 
trotz des die Ausfuhr so sehr begünstigenden Agios unserer Valuta keine 
regelmässige Getreideausfuhr zu erzielen war, dass nur Nothjahre im west- 
lichen Europa und diesen cutsprechende Preise einen temporären Abflugs 
von Getreide ermöglichen, in gewöhnlichen Jahren und unter normalen 
Viduta-Verhfiltiüssen ein Ucberschuss der Ausfuhr von Latidwirthschafts- 
produkten über die Einfuhr sich aber uicht ergibt und dass demzufolge 
dann die Preise der Cerealien auf den östlichen österreichischen Märkten 
bis zu einem den Anbau nicht mehr lohnenden Minimum herabsinken. 

Der Ackerbau ist also in Oesterreich bei Verwerthung seiner über- 
schüssigen Erzeugnisse auf den Consum im eigenen Lande angewiesen und 
da mit w.niig Ausnahmen die Bodenprodukte in ganz Oesterreich dieselben ! 
sind, so kann nicht wieder die ackerbautreibende Bevölkerung der regel- 
mässige Consument dieses Ueberschusses sein, die gewerbetreibende ist es 
allein. So ergänzen sich daher iu Oesterreich die beiden grossen Faktoren 
der Produktion. Der Ackerbau in Oesterreich bedarf zu seinem Gedeihen 
einer blühenden Industrie und diese findet wieder im wohlhabenden Land-' 
manne den geschätztesten Abnehmer ihrer Erzeugnisse. 

Die Richtigkeit dieser Anschauung der volkswirtschaftlichen Be- 
ziehungen vorausgesetzt — und sie findet auch in den Kreisen der Land- 
wirthe, Zeuge dess die verschiedenen Zollenqueten und Handelskammer- 
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berichte, immer mehr Verbreitung — bleibt der ganze materielle Auf- 
schwung in Oesterreich; bleiben Volkswohlstand, eine gesunde Staatswirth- 
schaft und geordnete Geldzustande von dem Prosperiren der österreichischen 
Industrie abhängig und wenn der Vorwurf auch ein harter ist. -so ist er 
doch kein ungerechtfertigter, das Verkennen dieser Wahrheit) die geringe 
Sorgfalt, welche die Regierung in der ersten Hälfte dieses Jahrhunderts 
dem industriellen Fortschritt zugewendet, sind Ursache an der Zerrüttung 
der österreichischen Finanz- und Geld - Verhältnisse. Damit soll nicht 
gesagt sein, dass nicht auch seit. IMS manche Sünde gegen das Gedeihen 
der Industrie begangen wurde: wenn sie gedieh, so geschah es trotz der 
begangenen Fehler nur in Folge eiues andern Missgriffcs: der Einführung 
des Zwangs-Courses der Banknoten, deren Oonseqnenzen so schwer auf 
die andern Berufs- und Krwerbsarten und auf dem Staatshaushalt lasten. 

Die in Oesterreich bestehende Industrie muss also erhalten und 
gekräftigt und wo und insoweit sie noch nicht besteht, muss sie geschaffen 
werden. 

Wenn auch Theoretiker nichts Ton einem Schutze der Industrie 
wissen wollen und das Jaissez faire* als die Summe jener Weisheit pre- 
digen, welche Regierungen der Gewerbthatigkeit gegenüber zur Anwendung 
bringen sollen, die Praxis hat langst ein anderes Verdikt gefällt, die Ge- 
schichte hat constatirt. dass nur die Industrie jener Staaten gross geworden 
ist, wo man ihrem Keimen Sorgfalt zugewendet und die erste Bedingung 
ihrer Existenz — einen lohnenden Markt zu schaffen und zu erhalten wusste. 

Ohne der Prohibition oder dem Hochschutzzolle das Wort zu reden, 
bleibt es doch bis jetzt, unwidcrlegt, das* aufrechterhaltene, nicht durch den 
Schmuggel zur Illusion gemachte Schutzzölle, welche der eigenen Industrie 
eines Landes den eigenen Markt sichern, das kräftigste Mittel sind, diese 
Industrien blühend zu machen. Kin Beleg für diese Anschauung ist das Auf- 
blühen der österreichischen Gewerbethätigkeit in den letzten 14 Jahren. WO 
die Valutaentwerthung die Wirkung eines solchen Schutzzolles übte. 

Nach diesem allen ist Oesterreich darauf angewiesen, für seine Handels- 
politik das Princip gemässigter Schutzzölle beizubehalten. 
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Wenn nun alter Prcussen, und wenn der Zollverein mit Frankreich 
einen Vertrag eingeht, der an die Stelle vernünftiger Schutzzölle Finanzzüllc 
setzt, eben nur hoch genug, um eine Steigerung der Zollgefallo herbei zu 
führen, so kann das Oesterreich und seiner Industrie aus mehr als einem 
Grunde nicht gleiehgiltig sein. 

Kinmal ist Oesterreich selbst in einem Vertrags Verhältnisse mit dem 
Zollverein , nach welchem man sich gegenseitige Begünstigungen in der 
Einfuhr gewährte. 

Oesterreich hat durch Auflassung und Herabsetzung der Zwischenzölle 
die deutschen Bundesländer an jenem lohnenden Markt«' theiluehmen lassen, 
welchen sein weites vielgestaltiges Territorium bietet. Ks hat diess in der 
Absicht gethan. dass durch die gewährten Gcgcnconcessionen andern In- 
dustrien ein Absatz auf den zollvereinsländischen Märkten geboten wird. 

Bis jetzt hat auch die Entwicklung der Ausfuhr österreichischer 
Industrieerzeugnisse bewiesen , dass die Voraussetzung österreichischerseits 
keine irrige war. Wenn auch ein gut Theil dieses Exportes auf Rechnung 
unserer Valutaverhältnisse gesetzt werden muss, so hat es sich doch gezeigt, 
dass mehrere österreichische Industrien kräftig genug waren, um trotz des 
Zwischenzolls auf den deutsrhen Zollvcreinsmärkten zu coneurriren. Wir 
nennen darunter Glas, Forcellain. Schaf« ollwebwaaren, Seidenwaareu und ver- 
schiedene Kurzwaaren. Bei fast allen diesen aus Oesterreich nach Deutsch- 
land exportirten Waaren hatten die österreichischen Industriell« weniger 
die Mitbewerbung der gleichen deutschen als jene Englands, Frankreichs 
und der Schweiz zu bekämpfen, und hatten diess trotz der viel höheren Zölle, 
welche jene Länder zahlen musstcu. 

Durch den Zollvertrag mit Frankreich, an dem England, Belgien, die 
Schweiz und Sardinien als meistbegünstigte Nationen theiluehmen. jwurde der 
Zoll für Hinfuhren von dort und zwar 
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herabgesetzt. .^Frankreich, England, Belgien und Sardinien concurriren nun 
auf den deutschen Markten mit Oesterreich auf gleichem Fuss, oder besser 
gesagt, nur wenig österreichische Industrien werden im Stande sein, diese 
Concurrenz zu ertragen. 

HOrt aber dieser Export auf, so entgeht der österreichischen Industrie 
j das Acquivalent, das ihr für das Opfer geboten war, welches sie mit Zulassung 
I der deutschen Concurrenz auf österreichischen Märkten bringen musste. 

Gewiss kann eine dergleichen Verringerung des Exportes für die 
Herbeiführung und Erhaltung geordneter Geldzustande nicht gleichgültig 
sein. Die Industrie erhielt mit ihrem Export wenigstens einigermassen das 
Gegengewicht der Passivität unserer Handels- und Zinsenbilanz. Wurde 
dieser Export, der in guten Jahren bis 150 Mill. Gulden betrug, namhaft 
geschwächt, so wäre jeder Versuch, geordnete Geldzustande herbeizuführen, 
von vorn herein verunglückt. 

Von kaum minderer Bedeutung ist eine weitere Consequenz des zur 
Geltung gelangenden Handelsvertrages. Er stipulirt Zollsätze für die Einfuhr 
aus Frankreich nach dem Zollverein, welche mit Zurechnung des Zwischen- 
zolls der gleichen Waare aus dem freien Verkehr des Zollvereins nach Oester- 
reich bei weitem nicht die Höhe des allgemeinen österreichischen Eingangszolles 
erreichen. Es würde daher Nutzen abwerfen, französische, bezüglich englische 
und belgische Waaren, die für Oesterreich bestimmt sind, zuerst im Zollverein 
zu versteuern und dann den österreichischen Zwischenzoll zu zahlen. Das 
Aerar verlöre damit die Differenz des Zwischenzolls zu der allgemeinen 
Eingangsabgabe. 

Zwar setzt der Art. IV. des Vertrages vom 19. Februar 185.1 fest, 
dass in einem solchen Falle der andere Staat das Recht haben soll , seine 
Zollpositionen dem entsprechend zu ändern. Aber das ist nur eine halbe 
Abhilfe. Oesterreich muss entweder seinen allgemeinen Eingangszoll um 
mehr als die bestehende Differenz herabsetzen, d. h. es muss Prcussen auf 
dem Wege zum Freihandel folgen , oder es muss den Zwischenzoll erhöhen. 

Abgesehen davon, dass ein neuerliches Unrecht für die deutsche 
Industrie darin liegt, wenn Oesterreich zur selben Zeit seine Zwischen- 
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Zollsätze ansehnlich erhöht, in welcher der Zollverein die seinigen herab- 
setzt, führen auch die Zollerhöhungen in diesem Falle nicht zum Ziele, 
da eine zu grosse Erhöhung nur den Schmuggel ermuntert. 

Wir kommen hier auf eine C'onscquenz des Vertrages, welche für 
die österreichische Industrie wohl von der allergrössten Tragweite ist. 

Eine der für Oesterreich günstigsten Bestimmungen des Zoll- 
vertrages war der Abschluss jenes Cartells, durch welches eine gegenseitige 
Uebergabe der nicht im freien Verkehre befindlichen Waaren (Transit- 
güter) von Grenz - Zollamt zu Grenz -Zollamt statt haben inusste. Vor 
Abschluss des Zollvertrages vom 19. Februar hatte der Schmuggel in 
solchen Transitowa&ren nicht allein zum Schaden des Staatsschatzes, sondern 
auch zum Schaden der Industrie einen sehr grossen Umfang erlangt. Das 
Cartell vernichtete diesen Schmuggel mit einem Schlage und machte damit 
die Österreichischen Schutzzölle wenigstens an den Zollvereinsgrenzen zur 
Wahrheit. 

So lange der Zollverein in seinem Tarif schutzzöllncrischeu Prinzipien 
huldigt, ist die Grenze Oesterreichs gegen den Zollverein nur für jenen 
Schmuggel passirbar, der Waaren aus dem Zollverein nach Oesterreich 
bringt. Bei der Gleichheit der Zollsätze und der Produktionsbedingungen 
waren die Gegenstände des Monopols Tabak und Salz fast ausschliesslich 
die Objekte des Schmuggels. Dieser hörte damit auf, regelmässiges Gewerbe 
zu sein und starb immer mehr ab. 

Vollständig ändern sich die Verhältnisse nach Einführung des 
zwischen Preussen und Frankreich vereinbarten Zolltarifs. Die Zollsätze 
für französische, englische, belgische und sardinische Waaren gerade jener 
Gattung, die vorzugsweise Objekte des Schmuggels waren, sind so gering, 
dass wenn Oesterreich, was Gott behüte, nicht selbst solche Zollsätze einführt, 
der Schmuggel dergleichen im Zollverein versteuerte, also dort im freien 
Verkehr befindliche Waaren in Massen nach Oesterreich bringt. 

Oesterreich hat gegen den Zollverein weite und weil trocken, waldig 
und gebirgig, für den illegalen Import zugängliche Grenzen. IDie ehemalige 
Schmuggelbevölkerung lebt wenigstens theilweise noch, und die Zeit war 
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zu kurz, um <lic Ueberzeuguug von der moralischen Verwerflichkeit des 
Schmuggels allgemein zu machen. Im Gegentheil es bedarf nur der Anregung 
und die früher diesem Gewerbe mit Vorliebe zugethiuien Bevölkerungs- 
sehiehten kehren zu diesem zurück. 

Eure Excelleuz können aus vorstehendem ermessen, dass die Öster- 
reichische Industrie alle Ursache hat, den preussisch-französischeu Handels- 
vertrag als ihre Interessen tief verletzend zu bezeichnen. Seine Ratification 
von Seite der andern Zollvereinsstaaten wäre für uns ein um so härterer 
Schlag, als wir auch ohne sie am Rande einer Krise stehen. Wir können 
heut nicht alle die ungünstigen Verhältnisse schildern, welche Oesterreichs 
Industrie die Concurrcnz mit der fremdländischen erschweren. Es ist diess 
eiti Gegenstand, der den Verein vielleicht später einmal beschäftigen und 
zu einer Vorstellung au die hohe Staatsverwaltung bestimmen wird. /Wenn 
/'wir bisher, d. h. seit den letzten 14 Jahren nur eine kurze Periode unter 
dem Druck dieser ungünstigen Verhältnisse litten, so dankt das die Industrie 
/einem Nationalunglück, dankt es, wie öfter berührt, der Zerrüttung unserer 
Geldverhältnisse, welche das Ausland hindern. Waaren nach Oesterreich zu 
Ünportiren, weil es dagegen nicht vollwerthiges Geld in Zahlung zu nehmen 
hätte, und welche die österreichischen Industriellen in den Stand setzen, ihre 
mit devalvirtein Geldc , also wohlfeiler erzeugten Waaren im Auslande 
gegen Metallgeld, also mit Agiogewinn, auszutauschen. Die lange Dauer 
des betreffenden Verhältnisses hat nun aber den naturgemässen Ausgleich 
gepflogen. Nachdem zuerst die Fabriksstofl'e , dann die Lebensmittel sich 
der Valutaentwerthuug entsprechend vertheuerteu, ist nun auch der Arbeits- 
lohn dem nachgefolgt. 

Heute sind bereits insofern normale Verhältnisse in den Preisen 
hergestellt, als beute inländische Industrie-Erzeugnisse um das volle Agio 
theurer erzeugt werden, der traurige Schutz des Agios also aufhört, für 
die Präpouderanz der österreichischen Industrie wirksam zu sein.l Es tritt 
nun das Gegentheil des früheren Verhältnisses an uns heran. Die .Mass- 
nahmen der Regierung zur Regelung der Bank- und Geldverhältnisse haben 
ihre Wirkung nicht verfehlt, das Agio hat sich um 20 > ennässigt und 
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wird sieh noch weiter ermassigen. DaR hat aber für die Industrie die 
nachtheilige Folge, dass sie mit theuren Kohstotten und theurem Arbeits- 
lohn erzeugen um! mit dem nun bei niederm Agio coneurrenzfähigen Auslände 
auf in- und ausländischen Markten coneurriren muss. \ Wir fürchten an 
und für sich das Schlimmste von diesem Verhältnisse, sollte aber noch ein 
Druck von Aussen dazu kommen, wie ihn der preussisch-französischc Handels- 
vertrag ausüben würde, so wäre eine beispiellose Krise die nothwendige Folge, 
der die Cajiitalkraft der Österreichischen Industrie nicht gewachsen wäre. 

Keines der minder wichtigen Bedenken, welche der französisch- 
preussische Handelsvertrag in uns erregt, ist endlich das darin unverkennbare 
Streben, Oesterreich handelspolitisch zu isoliren, unsern Beitritt zum Zoll- 
verein unmöglich zu machen und damit die schon lange erstrebte Hege- 
monie Preusseus in Deutschland zu sichern. ( Oesterreich kann zwar han^ 
delspolitisch für sich bestehen. Wir haben früher auf das Verhältnis» der 
Ergänzung und gegenseitigen Abhängigkeit von Produktion und Consum- 
tion von L'rstoff— und gewerblicher Erzeugung hingewiesen. Bis zu einem 
gewissen Grade genügen wir uns in unserm innern Tauschverkehr, aber 
nur bis zu einem gewissen Grade. Um den Import fremder Urprodukte 
und gewerblichen Erzeugnisse, um die Ziusen der in Österreichischen Staats- 
papieren und Unternehmungen angelegten Capitalien bezahlen zu können] 
bedarf es eiues verwerthbaren Leberschusses unserer Produktion, bedarf 
es eines lebhaften Verkehres mit dem Auslande, der sich schlecht mit 
einer handelspolitischen Isolirung vertrüge. t Diesc Isolirung würde sich auch 
nicht lange auf das handelspolitische Terrain beschränken, unsere euro- 
päische Stellung sowohl, als unsere innern politischen und nationalen Ver- 
hältnisse würden bei einer länger dauernden Isolirung aus Oesterreich, 
statt dem werkthätigen Hade im Getriebe der Politik , «las es jetzt ist, 
Materiale zu Neubildungen anderer Natur machen. 

Es ist natürlich nicht unsere Sache, alle diese politischen Con- 
setjiienzcn des Abschlusses oder Nichtabschlusses des französisch-prcussischcn 
Handelsvertrages zur Darstellung zu bringen. Die hohe kaiserliche Regierung 
hat in dieser Beziehung geeignetes Materiale, und nach den bis jetzt 
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gemachten Erfahrungen können wir der Aktion unserer Staats Verwaltung 
vertrauen, wenn es sich um Erhaltung der Machtstellung Oesterreichs 
handelt. Nur Eines wollen wir uns in dieser Beziehung erlauben, eine 
Andeutung (Iber die Wahl des Mittels, durch welche dem Lehel eines 
französiseh-preussischen Handelsvertrages begegnet werden könnte. 

Selbstverständlich gehen wir nicht in die Frage ein. ob und welche 
Handhaben die bestehenden Bundes- und Vertragsrechte der hohen kaiser- 
lichen Regierung bieten, um ein Veto gegen das Zustandekommen des Ver- 
trages begründen zu können. Wohl aber glauben wir aussprechen zu solb n. 
dass jene deutschen S taaten, welche zur Ratification gegen ihr wohlerkannte* 
Interesse gedrangt werden, unsere vollsten Sympathien haben, und dass 
es uns scheint, als gebiete es Oesterreich bundesfreundliche Rucksieht, 
jeder Pression auf diese Staaten entgegenzutreten. PF reilich haben die 
/"Staaten, welche dem Vertrage widerstreben, nicht allein die politischen 
Consequenzen einer Nichtratification zu fürchten, sie fürchten auch materielle, 
sie fürchten Sprengung des Zollvereins. Verlust des Marktes, welchen der 
Norden Deutschlands ihren Industrien bietet, und fürchten das Zerreissen 
der tausend und aber tausend Faden, die ein 3 Oj übriger freier Verkehr 
zwischen den Zollvereinsstaaten geschaffen. 

Wir nehmen dabei Anstand, die Frage zu beantworten, ob Sprengung 
des Zollvereins, ob Trennung Deutschlands in einen Bchutzzöllnerischeu Süden 
und einen freihändlerischen Norden ein Ereigniss W*re . um dessen Preis 
Oesterreich die Ratification des Vertrages verhindern sollte. Wer vermag die 
Folgen vorherzusageu . die ein solcher Riss für die, Geschicke Deutschlands 
und Oesterreichs haben würde. Wftre die Nichtratification nur um diesen 
, Preis zu erkaufen, die Industriellen Oesterreichs soll nicht der Vorwurf treffen, 
dass sie materieller Interessen halber die Ersten gewesen, welche zu diesem 
[möglicherweise unausweichlichen . jedenfalls aber bedauerlichen Schritt 
gerathen. Aber wir hoffen, die Nichtratification muss nicht naturnoth wendig 
zu diesem Ziele führen. Genügt ja vorerst die Weigerung auch nur eines Zoll- 
vereinsstaates, um den Vertragsentwurf in den nächsten drei Jahren nicht zur 
Ausführung kommen zu lassen, und drei Jahre Zeit gewonnen, sind in einer so 
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creignissreichcn Epoche viel, sehr viel. Das aber möge unsere hohe Staats- 
verwaltung fest im Auge behalten , die Verhinderung des Zustandekommen» 
des prcussisch-französischen Vertrages ist ein Ziel, das im Interesse der 
österreichischen und deutsehen Industrie, im Interesse der Erhaltung Deutsch- 
lands und der Machtstellung Oesterreichs grosser Opfer werth ist. 

Nur Eines darf Oesterreich nicht bringen, oder vielmehr, da ja das 
Ziel damit nicht erreicht wurde , Oesterreich darf den Schaden . den der 
preussisch-französische Vertrag der österreichischen Industrie zufügt, nicht 
dadurch verdoppeln , dass es selbst einen solchen Vertrag mit Frankreich 
schliesst, dass es den Antrügen Gehör gibt, welche dem Vernehmen nach 
in dieser Richtung bereits gemacht worden sind. 

Alle die üblen Folgen, welche wir als noth wendige Consequenzen 
des Vertrages geschildert, würden uns unmittelbarer, würden uns im ver- 
stärkten Grade treffen. Oesterreich träte dann unvermittelt in die Reihe 
der Freihandelsstaaten, der Ruin seiner Industrie wäre die erste, das 
Verkommen seiner Urproduktion die zweite Folge. Oesterreich wilre zu seinem 
national- öconomischen Verfalle in ähnlicher Weise verurtheilt . wie es 
seiner Zeit Spanien und Portugal gewesen, in denen auch mit der Industrie 
der Ackerbau zu Grunde ging und es könnte nicht wie Russland an Grösse 
ersetzen, was ihm an intensiver Kraft abginge, um Grossmacht zu bleiben^ 
Was auch immer der hohen kaiserlichen Rejrierun« als Entgelt eines 
solchen Vertrages in Aussicht gestellt werden könnte, die Annahme eines 
solchen Anbots, wenn es auch aus den verlässlichsten Händen käme, wäre 
Selbstvernichtung. 

Wir versehen uns von unserer hohen Staatsverwaltung einer ein- 
gehenden Prüfung des Sachverhaltes und der energischen Durchführung 
des als zweckentsprechend Erkannten. Oesterreich hat der Erhaltung seiner 
bedrohten Machtstellung in Deutschland wiederholt ^ross« 0|dVr gebracht. 
Im Laufe der letzten Jahre hat es den Preis einer Kriegsrüstun^ und den 
eines unvortheilhafteu Friedens dafür bezahlt. wird, gekräftigt von 

der freien Zustimmung seines mündig erklärten Volkes, den in Form eine* 
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Handelsvertrages auftretenden dritten Versuch, es aus Deutschland zu 
drängen, es von Deutschland zu isoliren, nicht gelingen lassen. 

Dess versehen wir uns von dem Manne, den das Vertrauen unseres 
Kaisers damit betraute, die Interessen und die Machtstellung Oesterreichs 
zu wahren, und der den Vertretern des Österreichischen Volkes Oesterreichs 
Würde und Oesterreichs Recht zu hüten versprach. 

Genehmigen Euer Excellenz die Versicherung unserer unwandel- 
baren Verehrung, 
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